
Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2 (Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) 
In der ab dem 15. Juni 2020 gültigen Fassung – „verkürzt für LSeV“ 
 
§ 1 Verhaltenspflichten im öffentlichen Raum, Personengruppen 
 
(1) Jede in die Grundregeln des Infektionsschutzes einsichtsfähige Person ist 
verpflichtet, sich im öffentlichen Raum so zu verhalten, dass sie sich und andere 
keinen vermeidbaren Infektionsgefahren aussetzt. 
 

(2) Mehrere Personen dürfen im öffentlichen Raum nur zusammentreffen, wenn es 
sich 

1. ausschließlich um Verwandte in gerader Linie, Geschwister, Ehegatten,      
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, 

2. ausschließlich um Personen aus maximal zwei verschiedenen häuslichen 
Gemeinschaften, 

3. um die Begleitung minderjähriger und unterstützungsbedürftiger Personen, 
… 
5. in allen übrigen Fällen um eine Gruppe von höchstens zehn Personen 
  handelt. 
 

(3) Andere Ansammlungen und Zusammenkünfte von Personen im öffentlichen 
Raum sind bis auf weiteres unzulässig; ausgenommen sind: 

…. 
3. zulässige sportliche Betätigungen  

 

§ 2 Abstandsgebot, Mund-Nase-Bedeckung 
 
(1) Außerhalb der nach § 1 zulässigen Gruppen ist im öffentlichen Raum zu allen 
anderen Personen grundsätzlich ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten, 
soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 
 

(2) Wenn die Einhaltung des Mindestabstands aus medizinischen, rechtlichen, 
ethischen oder baulichen Gründen nicht möglich ist, wird das Tragen einer textilen 
Mund-Nase-Bedeckung (zum Beispiel Alltagsmaske, Schal, Tuch) empfohlen. 
…. 
Dies gilt nicht für Kinder bis zum Schuleintritt und Personen, die aus medizinischen 
Gründenkeine Mund-Nase-Bedeckung tragen können. 
…. 
Personen, die eine Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung nicht 
beachten, sind von der Nutzung der betroffenen Angebote, Einrichtungen und 
Dienstleistungen durch die für das Angebot, die Einrichtung oder Dienstleistung 
verantwortlichen Personen auszuschließen. 
 
(4) Die nach dem Landesrecht für Schutzmaßnahmen nach § 28 Absatz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes zuständigen Behörden können für bestimmte Bereiche des 
öffentlichen Raums, in denen das Abstandsgebot nicht sicher eingehalten werden 
kann, aufgrund örtlicher Erfordernisse (räumliche Situation, lokales Infektions-
geschehen usw.) die Geltung der vorstehenden Regelungen zusätzlich anordnen. 
 
 



§ 2a Rückverfolgbarkeit 
 
(1) Die einfache Rückverfolgbarkeit im Sinne dieser Vorschrift ist sichergestellt, wenn 
die den Begegnungsraum eröffnende Person (Gastgeber, Vermieter, Einrichtungs-
leitung, Betriebsinhaber, Veranstaltungsleitung usw.) alle anwesenden Personen 
(Gäste, Mieter, Teilnehmer,Besucher, Kunden, Nutzer usw.) mit deren 
Einverständnis mit Name, Adresse und Telefonnummer sowie – sofern es sich um 
wechselnde Personenkreise handelt – Zeitraum des Aufenthalts bzw. Zeitpunkt von 
An- und Abreise schriftlich erfasst und diese Daten für vier Wochen aufbewahrt. Der 
gesonderten Erfassung von Adresse und Telefonnummer bedarf es nicht, wenn 
diese Daten für den Verantwortlichen bereits verfügbar sind. 
…. 

§ 2b Hygiene- und Infektionsschutzkonzepte 
 
(1) Sofern in dieser Verordnung oder ihrer Anlage für die Zulässigkeit von 
Einrichtungen und Angeboten ein besonderes Hygiene- und Infektionsschutzkonzept 
vorausgesetzt wird, so muss dieses Maßnahmen insbesondere zur Einhaltung des 
Mindestabstands von 1,5 Metern zwischen Personen, die nicht zu den in § 1 Absatz 
2 genannten Gruppen gehören, sowie Maßnahmen zur besonderen 
Infektionshygiene durch angepasste Reinigungsintervalle, ausreichende 
Handdesinfektionsgelegenheiten, Informationstafeln zum infektionsschutzgerechten 
Verhalten usw. darstellen und ihre organisatorische Umsetzung und die 
Verantwortlichkeiten regeln. 
Soweit der Mindestabstand in bestimmten Bereichen kurzfristig nicht sicher 
eingehalten werden kann, kann alternativ die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-
Nase-Bedeckung (§ 2 Absatz 3) vorgesehen werden.  
…. 
 
§ 9 Sport 
 
(1) Beim Sport- und Trainingsbetrieb sowie bei Wettkämpfen im Breiten- und 
Freizeitsport auf und in öffentlichen oder privaten Sportanlagen sowie im sonstigen 
öffentlichen Raum sind geeignete Vorkehrungen zur Hygiene, zum Infektionsschutz, 
zur Steuerung des Zutritts und zur Gewährleistung eines Mindestabstands von 1,5 
Metern (auch in Dusch- und Waschräumen, Umkleide-, Gesellschafts- und sonstigen 
Gemeinschaftsräumen sowie in Warteschlangen) zwischen Personen, die nicht zu 
den in § 1 Absatz 2 genannten Gruppen gehören, sicherzustellen. 
Beim Sport in geschlossenen Räumen ist zudem eine gute Durchlüftung 
sicherzustellen. 
 
(2) Die nicht-kontaktfreie Ausübung des Sport-, Trainings- und Wettbewerbsbetriebs 
im Breiten- und Freizeitsport ohne Mindestabstand ist bis auf weiteres in 
geschlossenen Räumen nur Personen gestattet, die zu den in § 1 Absatz 2 
genannten Gruppen gehören, sowie im Freien nur mit bis zu 30 Personen zulässig, 
wobei die Rückverfolgbarkeit nach § 2a Absatz 1 sichergestellt sein muss. 
 
(3) Das Betreten der Sportanlage durch Zuschauer ist nur bis zu 100 Personen und 
bei sichergestellter einfacher Rückverfolgbarkeit nach § 2a Absatz 1 zulässig. 
 
… 



 (5) Sportfeste und ähnliche Sportveranstaltungen sind bis mindestens zum 31. 
August 2020 untersagt. 
 
§ 10 Freizeit- und Vergnügungsstätten 
…. 
(8) Vereine, Sportvereine sowie sonstige Sport- und Freizeiteinrichtungen dürfen 
abgetrennte und gut zu durchlüftende Räumlichkeiten für nach dieser Verordnung 
zulässige Veranstaltungen und Versammlungen unter den dafür geltenden 
Voraussetzungen zur Verfügung stellen. 
…. 
 
§ 17 
Durchsetzung der Gebote und Verbote 
Die nach dem Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 73 des Infektionsschutzgesetzes zuständigen 
Behörden sind gehalten, die Bestimmungen dieser Verordnung energisch, 
konsequent und, wo nötig, mit Zwangsmitteln durchzusetzen. Dabei werden sie von 
der Polizei gemäß den allgemeinen Bestimmungen unterstützt. 
 
§ 18 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrigkeiten werden gemäß § 73 Absatz 2 des 
Infektionsschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet. 
…. 

§ 19 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am 15. Juni 2020 in Kraft und mit Ablauf des 1. Juli 2020 

außer Kraft. 


